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AUS DEM ZÜRCHER GEMEINDERAT Parolen zur Volksabstimmung
vom 24. November 2013 der SVP Stadt Zürich

Vorlagen Stadt Zürich

1. Lagerstrasse, Abschnitt Lang- bis Kasernenstrasse, 
Strassenneugestaltung, Landerwerb, Lärmsanierung,
Objektkredit von 16,69 Millionen Franken

2. Neuregelung der Zusammensetzung des Büros des
Gemeinderats, Änderung der Gemeindeordnung

NEIN

JA

Fadegrad

Wir nehmen Abschied von

Walter Ganz-Gutknecht
alt Gemeinderatspräsident

27. Oktober 1926 bis 15. November 2013

Unser geschätztes und verdienstvol-
les Mitglied setzte sich viele Jahre
lang für das Wohlergehen unserer
Stadt und ihrer Bevölkerung ein.
Von 1977 bis 1990 amtete er als Ge-
meinderat der Stadt Winterthur. Im
Jahre 1988/89 präsidierte er den Ge-
meinderat.
Er engagierte sich in verschiede-

nen Positionen für die SVP der
Stadt Winterthur und den Kanton

Zürich. Für seinen Einsatz zugun-
sten der Allgemeinheit und unserer
Partei sind wir sehr dankbar. Wir
werden seine gewinnende Persön-
lichkeit nicht vergessen und ihm ein
ehrendes Andenken bewahren.
Seiner Familie entbieten wir un-

sere aufrichtige Anteilnahme. 

Schweizerische Volkspartei
Stadt Winterthur

16 Schulraumpavillons
für 55 Millionen Franken
Heute ist es im Gemeinderat unter anderem um ein Rahmenkredit
von 55 Millionen Franken für die Beschaffung und Installation von
16 Schulraumpavillons, sogenannte Züri-Modular-Pavillons oder
einfach ZM-Pavillons, gegangen.

ROBERTO

BERTOZZI

GEMEINDERAT

Demnach soll jeder
Pavillon zwischen 2,7
und 3,7 Millionen
Franken kosten. Die

Notwendigkeit der Beschaffung wird
vom Stadtrat mit der Zunahme von ca.
3000 Schülern in den nächsten Jahren
in der Stadt Zürich begründet, was zu
einem höheren Flächenbedarf führt.
Der Bevölkerungszuwachs in der
Stadt wird laut Statistikabteilung der
Stadt Zürich von heute 393 200 auf
426 000 bis 468 000 Einwohner, je
nach Szenario, anwachsen. Der Zu-
wachs in der Altersklasse 5–14-Jähri-
ge wird am stärksten zunehmen. Bei
einem mittleren Szenarium (435 000)
um 38 Prozent. 
Auch neue pädagogische Konzepte

im Schulunterricht sowie der Ausbau
der städtischen Betreuungsangebote
tragen zum wachsenden Flächenbe-
darf in den Schulen bei. In diesem Zu-
sammenhang spricht der Stadtrat von
einem «doppelten Wachstum». Nicht
nur die Zahl der Schüler in den näch-
sten Jahren steigt an, sondern auch der
durchschnittliche Flächenbedarf pro
Kopf.
Neue Schulanlagen baut die Stadt

Zürich nicht auf Vorrat, sondern wenn
ein konkreter Bedarf nachgewiesen
werden kann. Besteht eine Nachfrage
nach Schulräumen, die durch die be-
stehende Infrastruktur nicht abgedeckt
werden kann, muss neuer Schulraum
erstellt werden. Dies benötigt jedoch
eine gewisse Zeit. Bauprojekte können

durch Einsprachen zusätzlich verzö-
gert werden. Um diese Zeit überbrü-
cken zu können, werden die ZM-Pa-
villons verwendet.
Der Vorteil des ZM-Pavillons liegt

darin, dass dieser Platz für zwei Klas-
senzimmer mit gesamthaft ca. 260 m2

Fläche bietet und als vollwertiger Er-
satz für fehlenden Schulraum bei
Schülern und Lehrpersonen gilt. Der
Nachteil liegt im Preis eines einzelnen
Pavillons. Da die Aufträge für die Be-
schaffung der ZM-Pavillons von der
Stadt Zürich einzeln vergeben werden,
statt eine Gesamtofferte für alle benö-
tigten Pavillons gleichzeitig bei diver-
sen Anbietern einzuholen, verteuert
sich die Beschaffung. Mitbewerber
liefern dem Kanton Zürich ähnliche
Pavillons günstiger. Auch ist die Auf-
tragsvergabe der Stadt Zürich wenig
transparent.

Erfolg für die SVP
Die SVP-Fraktion beantragt deshalb
eine Kürzung des Kredits für die Pa-
villons um 5 Millionen Franken. Diese
Sparbemühung wird von den Grünen
als «Unsinnig» bezeichnet. Gerade die
Klientel der Grünen lebt im Alltag
aber eine M-Budget-Sparmentalität,
wenn es um ihre Privatfinanzen geht.
Gibt es in einer Migrosfiliale keine
Budget-Produkte, so beschweren sie
sich lauthals darüber, weil sie mehr
privates Geld für ihren Lebensunter-
halt ausgeben müssen. Das Geld der
Allgemeinheit werfen sie bereitwillig
aus dem Fenster.
Der Kürzungsantrag der SVP wird

mit grosser Mehrheit durch den Ge-
meinderat angenommen.

Zürich – wir stehen bereit!
Am 9. Februar 2014 finden in der
Stadt Zürich die Gesamterneue-
rungswahlen von Stadt- und Ge-
meinderat statt. 
Auch dieses Mal «mischen» die

SVP-Frauen Stadt Zürich im Wahl-
kampf kräftig mit. Von den bisheri-
gen Kandidatinnen werden GR He-
dy Schlatter, Kreis 2, und GR Mar-
grit Haller, Kreis 9, wieder Spitzen-
plätze belegen. 
Neu kandidieren im Kreis 1/2

Katrin Widmer, im Kreis 3 Jacqueli-
ne Larcher und Nadja Gassmann,
im Kreis 4/5 Sefika Garibovic, im
Kreis 6 Lisa Teodoru und Renate
Nauer, im Kreis 7/8 Nina Fehr Dü-

sel, im Kreis 9 Barbara Rocco, im
Kreis 10 Heidi Mathys und Marian-
ne Urfer Widmer und im Kreis 11
Olga Oehen. Die SVP-Fraktion
muss unbedingt mehr Einfluss in
dem rot-grün dominierten Parla-
ment gewinnen und mehr bürgerli-
che Entscheide durchbringen.
Unsere Kandidatinnen brauchen

Ihre Stimme. Bitte legen Sie die
Wahlliste der SVP ein und schrei-
ben Sie tüchtige Frauen in Ihrem
Kreis doppelt auf die Liste. Auf
unserer homepage www.frauen-
svp-stadt-zuerich.ch stellen wir Ih-
nen unsere Kandidatinnen einzeln
vor.

Velofreaks

Velofahrer fühlen sich
moralisch überlegen.
Sie retten ja schliess-
lich die Welt und des-

halb stehen sie etwas näher beim
Herrgott als die übrigen Verkehrsteil-
nehmer. Wer derart Gutes tut, spricht
sich auch mehr Rechte zu. Gute Men-
schen, die jeden Tag die Welt retten,
wollen nicht mit profanen Verkehrs-
regeln belästigt werden. Vorschriften
gelten für die anderen, die schlech-
ten Menschen. Und Verkehrsabga-
ben? Um Himmels Willen, nein! Gute
Menschen dürfen fordern, schlechte
Menschen müssen zahlen. Für die ei-
genen Begehrlichkeiten im Veloinfra-
strukturausbau haben die anderen
aufzukommen.
Dies ist grob zusammengefasst

das Selbstverständnis der meisten
Velofahrer. Anders lässt sich das
selbstherrliche und rücksichtslose
Verhalten im Strassenverkehr nicht
erklären.
Als wären Velofreaks auf der Stras-

se nicht schon schlimm genug, sitzen
diese in der Stadt Zürich auch noch in
der Regierung. Damit wird die Wert-
haltung, moralisch überlegen zu sein
und über dem Gesetz zu stehen, gar
behördenverbindlich legitimiert. Eine
solche Regierung erlässt im Tiefbau-
departement einen Masterplan Velo,
wo klipp und klar drin steht, dass alle
übrigen Verkehrsmittel zugunsten
des Velos Nachteile in Kauf nehmen
müssten. Und im Polizeidepartement
will das stadträtliche Credo, dass 
Autofahrer systematisch schikaniert
und ausgenommen werden. Für die
kleinsten Übertretungen hagelt es 
rigorose Bussen. Velofahrer hinge-
gen werden gehätschelt und ge-
pflegt. Es gibt niemanden in der
Stadt, dem nicht auffallen würde,
dass die Polizei bei Verkehrsregel -
verstössen von Velofahrern systema-
tisch wegschaut.
Dies zeigt sich auch bei den Bus-

senerträgen. Im Jahr 2012 wurden 54
283 000 Franken aus Ordnungsbus-
sen erhoben. Davon entfallen gerade
mal 33 000 Franken auf das Mofa
und das Velo. Also lächerliche 0,06
Prozent! Wegschauen heisst die De-
vise und so kann der Stadtrat auch
nicht sagen, wie viel dieser 0,06 Pro-
zent auf das Mofa und wie viel davon
auf das Velo entfällt. Es können auch
keine Auskünfte darüber gemacht
werden, wie viele jährliche Personen-
tage Aufwand zur Kontrolle des Velo-
verkehrs eingesetzt werden. Wer
Fehlleistungen vertuschen möchte,
verzichtet halt besser auf das Führen
einer Statistik. Zahlen machen nur
angreifbar.
Die Verherrlichung des Velover-

kehrs nimmt in der Stadt Zürich fast
schon religiöse Züge an. Dabei
scheint den Velofreaks im Stadtrat
aber ganz offensichtlich nicht be-
wusst zu sein, dass es bei den Ver-
kehrsregeln und deren Durchsetzung
letztendlich um Sicherheit geht. Wer
aus ideologischen Gründen die Si-
cherheit vernachlässigt, handelt fahr-
lässig. Wem Ideologien wichtiger
sind als die Sicherheit, täte gut da-
ran, den Platz für verantwortungsbe-
wusstere Kräfte freizumachen.

VON

ROLAND SCHECK

Unsere Kandidatinnen auf einen Blick: GR Margrit Haller (Kreis 9), Renate Nauer (6),
Katrin Widmer (1/2), Heidi Mathys (10), Marianne Urfer Widmer (10), Stadtrats-
kandidatin Nina Fehr Düsel (7/8), GR Hedy Schlatter (1/2), Olga Oehen (11), Sefika
Garibovic (4/5), Barbara Rocco (9), Nadja Gasser (3), Jacqueline Larcher (3).

LESERBRIEF

Widmer-Schlumpf: Verwalterin
der ungelösten Problemdossiers

Ich war enorm positiv überrascht, als
ich im «Tages-Anzeiger» den alles 
andere als schmei chelhaften Artikel
über unsere Finanzpolitikerin las unter 
dem Titel «Die Verwalterin der un -
gelösten Problemdossiers». Endlich,
sinnierte ich, be schreibt ein Journalist
ungeschminkt Frau Eveline Widmer-
Schlumpf «als Verwalte rin der unge-
lösten Problemdossiers». 
Sie ist doch schon früher als Justiz-

ministerin (Probleme im Migrations-
amt) an ihre Grenzen gestossen. Welch
ein Gegensatz des Artikels im «Tages-
Anzeiger» vom 16. November 2013
zu den herkömmlichen Lobhu deleien
der meisten Medien inkl. Staatsfernse-
hen zur Person Eveline Widmer-
Schlumpf.
Unsere Finanzministerin trägt zum

derzeitigen politischen Debakel unse-
res Landes wohl am meisten bei. Mit
ihrem losen Mundwerk gelingt es ihr
immer wieder, politi sche, aber auch
populistische Kapriolen zu schlagen.
Allerdings passiert dies nicht im luft-
leeren Raum. Vielmehr hat sie kürz-
lich – mit solch einfäl tigen Äusserun-
gen – er reicht, innert Tagen Milliar-
denwerte an der Börse zu zerstören.

Ihren Getreuen (BDP, Linke inkl.
CVP) macht sie immer öfter politische
und finanzi elle Zugeständnisse; letzte-
res wird über kurz oder lang unweiger-
lich zu nachhaltigen Problemen im
Bun deshaushalt führen.
Dass die Bundesrätin bei den inter-

nationalen Dossiers nicht weiter-
kommt, hängt m. E. nicht nur mit der
fehlenden politischen Hausmacht zu-
sammen, vielmehr fehlen ihr per sön -
lich schlicht jene Umsicht, Erfahrung
und insbesondere Hartnäckigkeit, die
in einem harten globalen Verteilungs-
und Verdrängungskampf gefordert
sind. Interna tional zelebriert sie den
vorschnellen Kniefall vor jeder frem-
den Erpressung. Ob jene Wähler, die
sie seinerzeit aus einer provinziellen
bündnerischen Ratsstube heraus geholt
haben, an die unverzichtbaren Fähig-
keiten einer zukünftigen Bundesrä tin
ge dacht haben, ist leider zu bezwei-
feln. 
Sie wurde gewählt, um die SVP zu

demütigen. Frau Eveline Widmer-
Schlumpf hätte nie Bun desrätin wer-
den dürfen.

Karl Meier-Zoller, Effretikon

Groteske Gegenargumente
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Im Tagesanzeiger vom 13.November
konnte man lesen, dass der Abzug für
Eigenbetreuung nicht gelten würde,
wenn Grosseltern diese Aufgabe erfül-
len würden. Wer kontrolliert das?
So etwas Stupides wird von Bun-

desrätin Frau Widmer allen Ernstes
postuliert?! 
Solche Äusserungen disqualifizie-

ren diese Bundesrätin enorm. Noch
ein Wort zum allseits beklagten Steu-
erausfall. Die Summe von 1,4 Milliar-
den Franken ist offenbar der Betrag,
den die Familien aufbringen. die für
die Eigenbetreuung keinen Steuerab-
zug machen können.
Dies zeigt in drastischer Weise die

heute bestehende Ungerechtigkeit.

Warum liest man nie etwas über die
Steuerausfälle, verursacht durch die
Abzüge für Fremdbetreuung? Übri-
gens: die direkt Betroffenen. die Kin-
der, haben zur Betreuungsart gar
nichts zu sagen. 
Die Zwillinge, die am Morgen um

sieben Uhr in dunkler Nacht in einem
Buggy zur Krippe gestossen werden,
wünschten sich vielleicht auch einen
anderen Start in den Tag.
Familienmodell und Betreuung sol-

len Eltern selber bestimmen können.
Hoffentlich sagt das Stimmvolk Ja
zum Steuerabzug für jedes Kind –
egal, wie es betreut wird.

Karl Bertschinger, Ebmatingen


